
 

  

S 50 SO 31/05 ER

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung 11
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Hilfe für Obdachlose
Leitsätze Hilfe für Obdachlose
Normenkette SGB XII § 28

1. Instanz

Aktenzeichen S 50 SO 31/05 ER
Datum 16.02.2005

2. Instanz

Aktenzeichen L 11 B 117/05 SO ER
Datum 07.04.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Beschwerde gegen den Beschluss des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
16.02.2005 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I.

Die 1939 geborene Antragstellerin (ASt) ist in W. gemeldet und hat dort ein Zimmer
angemietet. Die Miete bezahlt ihr Betreuer aus Renteneinnahmen in HÃ¶he von
180,82 EUR, die die ASt bezieht.

Bis zum 31.08.2004 erhielt die ASt Leistungen der Sozialhilfe von der Stadt W â�¦
Den eigenen Angaben folgend "floh" sie "wegen ihrer EntmÃ¼ndigung" aus W. nach
I. / Ã�sterreich. Ã�ber den dortigen Aufenthalt sind keine Einzelheiten bekannt.

Im November 2004 sprach die ASt beim Sozialreferat der Antragsgegnerin (Ag) vor
und bat um Hilfe, weil sie mittellos sei.
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Sie erhielt zuerst 30,00 EUR von der Bahnhofsmission in M. und dann bis zum
21.01.2005 bei mehrfachen Vorsprachen regelmÃ¤Ã�ig Bargeld von der Ag mit der
MaÃ�gabe, sich in M. anzumelden. Eine Unterbringung in einem stÃ¤dtischen
Notquartier lehnte die ASt ab. Postsendungen sollten ihr postlagernd beim
Hauptpostamt in M. zugestellt werden.

Mit einem am 27.01.2005 beim Sozialgericht MÃ¼nchen (SG) eingegangenen
Schreiben beantragte sie im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes "mindestens
den fÃ¼r Obdachlose staatlich vorgeschriebenen Tagessatz von etwas Ã¼ber 9 EUR
pro Tag und nicht hÃ¶chstens 50 EUR pro Woche" sowie die Ã�berweisung dieser
Hilfe auf ein Konto des Klosters St.B â�¦ Zudem sei ihr das Geld nachzuzahlen, das
sie bislang nicht erhalten habe. Es lÃ¤ge bei ihr ein Notfall / Eilfall vor. Sie sei zu
100 % schwerbehindert und als Folteropfer existenziell bedroht.

Die Ag bot ihr eine weitere LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r den Fall an, dass sie sich bei
ihrem Betreuer in W. meldet oder aber ihren Wohnsitz nach M. verlegt. Ggf. erhalte
sie auch eine kostenlose Fahrkarte nach W â�¦

Das SG MÃ¼nchen wies den Antrag auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes
ab. Die ASt habe keinen Anordnungsanspruch glaubhaft gemacht. FÃ¼r Leistungen
der Grundsicherung im Alter und bei ErwerbsunfÃ¤higkeit sei die Ag Ã¶rtlich nicht
zustÃ¤ndig.

Hiergegen wendet sich die ASt mit ihrer Beschwerde. Sie halte sich in der
nÃ¤chsten Zeit nicht mehr in M. auf. Sie sei von ErkÃ¤ltungs- und Lebensgefahr
bedroht und kÃ¤mpfe um das nackte Ã�berleben. Ihr stÃ¼nden auch Mittel aus
dem sog. Opferschutzgesetz zu. Im Schreiben vom 26.03.2005, das am 05.04.2005
beim Bayer. Landessozialgericht (LSG) eingegangen ist, ergÃ¤nzt sie, sie sei
obdachlos und kÃ¶nne nur noch bis zum 15.04.2005 in den KellerrÃ¤umen
Ã¼bernachten, die ihr bisher zur VerfÃ¼gung standen. Sie bestehe darauf, dass der
erwartete Gerichtsbeschluss ohne jegliche VerzÃ¶gerung herausgegeben werde und
zwar in der Woche nach Ostern. Das BetreuungsverhÃ¤ltnis sei zwischenzeitlich
beendet.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakten in
beiden Instanzen Bezug genommen.

II.

Die form- und fristgerecht eingelegte Beschwerde gegen den Beschluss des SG
MÃ¼nchen vom 16.02.2005 ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 172, 173 Sozialgerichtsgesetz
-SGG-). Das SG hat ihr nicht abgeholfen (Â§ 174 SGG).

Die Beschwerde der ASt ist jedoch unbegrÃ¼ndet, weil es das SG zu Recht
abgelehnt hat, die Ag im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes zur Bewilligung
der geltend gemachten Leistungen der Sozialhilfe zu verpflichten.

Eine einstweilige Anordnung zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug
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auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis (Regelungsanordnung) ist zulÃ¤ssig, wenn eine
solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (Â§ 86b
Abs 2 Satz 2 SGG). Das ist etwa dann der Fall, wenn der ASt ohne eine solche
Anordnung schwere oder unzumutbare, nicht anders abwendbare Nachteile
entstehen, zu deren Beseitigung die Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr in
der Lage wÃ¤re (so BVerfG vom 25.10.1998 BVerfGE 79, 69/74 und vom 19.10.1977
BVerfGE 46, 166/179).

Eine solche Regelungsanordnung setzt aber voraus, dass die ASt einen
Anordnungsgrund â�� das ist in der Regel die EilbedÃ¼rftigkeit â�� und einen
Anordnungsanspruch â�� das ist der materiell-rechtliche Anspruch, auf den sie ihr
Begehren stÃ¼tzt â�� glaubhaft machen kann (Â§ 86b Abs 2 SÃ¤tze 2, 4 SGG i.V.m.
Â§ 920 Abs 2, Â§ 294 Abs 1 Zivilprozessordnung -ZPO-).

Bei der hier erforderlichen, aber auch ausreichenden summarischen Ã�berprÃ¼fung
der Sach- und Rechtslage (vgl. dazu Meyer- Ladewig, SGG, 7.Auflage 2002, Â§86b
Rdnr 40) zeigt sich, dass der ASt bereits kein Anordnungsgrund zur Seite steht. Ihr
Antrag auf GewÃ¤hrung einstweiligen Rechtsschutzes hat mithin keinen Erfolg.

Soweit die ASt die Nachzahlung von Leistungen der Sozialhilfe aus frÃ¼heren
BewilligungszeitrÃ¤umen begehrt, ist ihr Antragsbegehren schon deshalb nicht
eilbedÃ¼rftig, weil es sich hierbei nicht um die Deckung eines gegenwÃ¤rtigen
Bedarfs handelt. Im Ã�brigen weist der Senat darauf hin, dass es insoweit an einer
Passivlegitimation der Ag fehlen dÃ¼rfte.

Soweit die ASt Hilfe fÃ¼r Obdachlose bzw. fÃ¼r Personen ohne ausreichende
Unterkunft begehrt, und darum geht es wohl im Kern ihrer AusfÃ¼hrungen, kommt
zwar eine Hilfe zur Ã�berwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 67 ff ZwÃ¶lftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) in Frage (vgl. zum
Anwendungsbereich den frÃ¼heren Â§ 2 Abs 2 DV zu Â§ 72 Bundessozialhilfegesetz
-BSHG-; jetzt Â§Â§ 1, 2 der Verordnung zur DurchfÃ¼hrung der Hilfe zur
Ã�berwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten vom 24.01.2001 (BGBl I S 179)
zuletzt geÃ¤ndert durch Art 14 des Gesetzes vom 27.12.2003 (BGBl I S 3022).
Ã�rtlich zustÃ¤ndig fÃ¼r diese Hilfe ist der TrÃ¤ger der Sozialhilfe, in dessen
Bereich sich der Leistungsberechtigte tatsÃ¤chlich aufhÃ¤lt (Â§ 98 Abs 1 Satz 1 SGB
XII), mithin die Ag.

Gleichwohl kann die Ag nicht zur Hilfeleistung im Wege des einstweiligen
Rechtsschutzes verpflichtet werden. Ausweislich der dem Senat vorliegenden
Unterlagen bietet die Ag der ASt die gesamt Bandbreite der mÃ¶glichen
Hilfeleistungen von der Unterbringung in einem stÃ¤dtischen Notquartier
einschlieÃ�lich Barmittel bis hin zu kostenfreier RÃ¼ckkehr an den Ort ihres
bisherigen gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes an. Die Ag handelt dabei insbesondere auch
ermessens- und interessensgerecht, wenn sie sich bei der Hilfeleistung im Hinblick
auf die persÃ¶nliche Situation der Ast um einen fortbestehenden persÃ¶nlichen
Kontakt mit ihr bemÃ¼ht.

Die ASt kann vor diesem Hintergrund nicht mit Erfolg geltend machen, die Ag habe
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ihr die begehrten Barmittel auf ein Konto zu Ã¼berweisen, weil es ihr nicht
zumutbar erscheint, in ihrer Notlage persÃ¶nlich bei der Ag vorzusprechen.

FÃ¼r einen darÃ¼ber hinausgehenden Bedarf, den die Ag aktuell zu decken hÃ¤tte,
bestehen keine Anhaltspunkte.

Im Ã�brigen verweist der Senat auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des SG (Â§
142 Abs 2 Satz 3 SGG).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 09.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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